
Pür das Nachschlagewerk I 
Pür die Amtliche ‘Sammlung \

BGB § 419 io Vo io §§ 1991, 1978 Abs«, 1 und 667s
ZPO § 7865 GüterkraftverkehrsG v* i 17« .Oktober hl 952?^ BGBl I' 697
5 11 '   ; ‘
Der auf Grund "Übertragung" von Güterverkehrsgenehmigungen 
als Vermögensubernehmer zur Zahlung verurteilte Transport­
unternehmer ist nicht verpflichtet? in Ausnutzung der Ge­
nehmigungen erzielte Gewinne an den Gläubiger herauszu­
geben? und haftet ihm auch nicht in Höhe eines anteili­
gen Wertes dieser Gewinneo
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IIJI-2E. 187/5 8 
Verkündet am 14'* Juli 1959• Xlett j -Justizober sekretär 

als Urkundsbeamter der 
Geschäftsstelle

I m H a  m e n  d e  s V o 1 k e s 
In dem: Hechts streit

in Kldes Spediteurs Helmut F| 
straße (®l?

Klägers, Berufungsklägers und Revisionsklägers? 
~ Prozeßbevollmächtigters Rechtsanwalt Br» -

gegen
die Firma Wilhelm M WtKNHB 9 Kraftfahrzeugvertrieb in

Beklagte, Berufungsbeklagte und Revisionsbeklagte, 
- Prozeßbevollmächtigters Rechtsanwalt -

hat der VIII „ Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 14o Juli 1959 unter Mitwirkung 
des Senatspräsidenten Br«,Großmann sowie der Bundesrichter 
Artl? Br »Spieler?’Br »Mezger und Br »Messner

für Recht erkannts

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des 
7o Zivilsenats des Oberiandesgerichts in Büssel- 
dörf vom 26» Februar 1958 aufgehoben»
Auf die Berufung des Klägers wird das Urteil der 
3* Zivilkammer des Bandgerichts in Krefeld vom 
2po April 1957 abgeänderti

Bie durch den Pfändungs- und Überweisungs­
beschluß des Amtsgerichts Krefeld vom 
50» Oktober 1956 - 10 M 5103/56 - erfolgte 
Zwangsvollstreckung in das Guthaben des Klä­
gers bei der Stadt Sparkasse in K f H H F ;  FflBP- Upfetraße? ist unzulässige

Bie Beklagte 
züge» irägt die mosten sämtlicher Recht s-

Von Rechts wegen



Tatbestands

Die Beklagte hat seit 1953 eine vollstreckbare For­
derung- von 12 690,90 DM gegen den Transportunternehmer 
Wilhelm in ■ H U »  Dieser hatte am
6o August 1953 den Offenbarungseid geleistet und minde­
stens seitdem das Fuhrunternehmen nicht mehr betrieben«, 
Außer zwei ihm erteilten Güterfernverkehrsgenehmigungen 
und einer Bezirksgenehmigung hatte er kein Vermögen» Dm 
die Genehmigungen zu verwerten, nahm er den Kläger, der 
unter seiner Firma in größerem Umfange Spedition und 
Güterfernverkehr betrieb, gegen Zahlung von 12 000 DM 
als Teilhaber in das ruhende Unternehmen mit der Abrede 
auf, selbst nach einigen Monaten zu einem vorgesehenen 
Zeitpunkt aus der Gesellschaft auszuscheiden» Die drei 
Genehmigungsurkunden wurden auf das Unternehmen W U P  
und F M H ( N a m e  des Klägers) von der Genehmigungsbehörde 
umgeschrieben und nach dem mit Krankheit begründeten Aus­
scheiden im September 1954 entsprechend berich­
tigt» Der Kläger hat die Genehmigungen unter Einsatz ei­
gener Kraftfahrzeuge ausgenutzto

Wegen ihrer Forderung gegen W V I H l  erstritt die 
Beklagte am 24* April 1956 ein Urteil gegen den jetzi­
gen Kläger, in welchem dieser zur Zahlung von 1100 DM 
mit dem Vorbehalt verurteilt wurde, seine Haftung auf das 
von übernommene Vermögen zu beschränken» Auf
Grund dieses Urteils ließ die Beklagte durch Pfändungs­
und Überweisungsbeschluß des Amtsgerichts Krefeld vom 
30» Oktober 1956 in das Geschäftsguthaben des Klägers 
bei der Stadt Sparkasse in K ^ B H I  voll st recken»

Der Kläger will mit der vorliegenden Klage die 
Zwangsvollstreckung für unzulässig erklärt haben»

Die Beklagte ist dagegen der Auffassung, der Kläger 
hafte auch mit dem Gewinn, welchen er durch Ausnutzung 
der ihm von Würbach überlassenen Genehmigungen erzielt 
habe»

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Das Landgericht hat die Klage abgewiesen«. Das Ober­
landesgericht hat die Berufung des Klägers als unbegrün­
det zurückgewi esen<>

Mit der zugelassenen Revision verfolgt der Kläger 
sein Begehren weiter* während die Beklagte um Zurückwei­
sung des Rechtsmittels bittet.

Entscheidungsgründe:

Io Das Landgericht hat in dem Vorprozeß den jetzigen 
Kläger unter Vorbehalt der Beschränkung seiner Haftung 
auf das von Würbach übernommene Vermögen verurteilt* an 
die Beklagte 1100 DM zu zahleno In den Gründen des Urteils 
ist ausgesprochen* der Kläger -hafte der Beklagten allein 
aus Vermögensübernahme nach § 419 BGBo Die Vermögensüber­
nahme im Sinne dieser Vorschrift führtzur Mithaftung des 
Übernehmers für die im Zeitpunkt des Vertragsabschlusses 
bestehenden Verbindlichkeiteno Seine Haftung ist jedoch 
auf den Bestand des übernommenen Vermögens beschränkt<,
Der Vorbehalt in dem Urteil vom 24* April 1956* auf Grund 
dessen die Beklagte die Forderung des Klägers gegen die 
Sparkasse gepfändet hat, eröffnet ihm die Möglichkeit* die 
Pfändung gegen sein eigenes von nicht übernommenes
Vermögen mit der Klage aus § 786 in Verbindung mit §§ 780 
Absol* 785 und 767 ZPO abzuwehreno •

Das Berufungsgericht hat die Behauptung des Klägers* 
das gepfändete Geschäftsguthaben gehöre nicht zum Bestand 
des von ihm angeblich übernommenen Vermögens für unerheb­
lich erachtet und diese Auffassung im wesentlichen mit 
folgenden Erwägungen begründet; Hach § 419 Abs»2 Satz 2 
BGB fänden* wenn sich der Vermögensübernehmer auf die Be­
schränkung seiner Haftung beruft* die für die Haftung des 
Erben geltenden Vorschriften der §§ 1990* 1991 BGB entspre-



chende Anwendung,, Der Erbe sei bei Anordnung der Nach­
laßverwaltung oder Eröffnung des Nachlaßkonkurses den 
Wachlaßgläubigern für die bisherige Verwaltung des Nach­
lasses so verantwortlich, wie wenn er von der Annahme 
der Erbschaft an die Verwaltung für sie als Beauftrag­
ter zu führen gehabt hätte« Er sei also gemäß § 66?
BGB insbesondere verpflichtet, alles herauszugeben, 
was er aus der Geschäftsbesorgung erlangt habe» Ent­
sprechend sei der Vermögensübernehmer verpflichtet»
Der Kläger habe aus der Verwaltung der Konzessionen 
einen Gewinn von wenigstens 1100 DM erlangt» Dies sei 
schon aus der Höhe des Kaufpreises zu entnehmen, den er 
für die Konzessionen gezahlt habe» Er gebe selbst zu, 
seit dem Erwerb der Konzessionen in seinem Betriebe Ge­
winne erzielt zu haben» Werde berücksichtigt, daß er 
die Konzessionen drei bis vier Jahre nutze, so könne 
ein Gewinn von nur 1100 DM nicht bezweifelt werden»
Der Gewinn beruhe wesentlich auf den Konzessionen, Daß 
sie die alleinige Ursache des Erlangten seien, sei hier 
ebensowenig wie in anderen Fällen der Geschäftsbesor­
gung erforderlich» Nach den entsprechend anwendbaren 
Vorschriften des Auftrags sei der Vermögensübernehmer 
sogar verpflichtet, das übernommene Vermögen zu verwal­
ten und zu nutzen» Er habe die Einnahmen aus den Trans­
porten der mit den übernommenen Genehmigungen konzessio­
nierten Fahrzeuge nicht besonders verwaltet» Deshalb 
sei es unerheblich, ob der jetzige Stand des gepfände­
ten Kontos Einnahmen aus den mit den drei Genehmigungen 
betriebenen Fahrzeugen enthält» Die Einnahmen seien zu­
sammen mit den Einnahmen aus Transporten aller anderen 
Fahrzeuge dem einheitlichen Betrieb zugeflossen» Infolge­
dessen könnten sie nur noch dem Werte nach bestimmt wer­
den» Der Kläger hafte sonach in Höhe der Klageforderung 
mit seinem gesamten Geschäftsvermögen. Die Vollstreckung 
des Anspruchs sei daher auch in das Sparkassenkonto des 
Klägers zulässig, welches zudem das Geschäftskonto sei»



XJo Dem Gedankengang des Berufungsgerichts kann aus 
Rechtsgründen nicht zugestimmt werden« Wenn § 419 Abs«2 
BGB für die von dem Vermögensübernehmer in Anspruch ge­
nommene Beschränkung seiner Haftung "auf den Bestand des 
übernommenen Vermögens und die ihm aus dem Vertrage zu­
stehenden Ansprüche" bestimmt? daß die für die Haftung 
des Erben geltenden Vorschriften der §§ 1990 und 1991 
BGB entsprechende Anwendung finden? so muß eine sinnge­
mäße Anwendung dieser Vorschriften und die des Auftrags­
recht ss auf die durch den in § 1991 Abs.1 in Bezug ge­
nommenen § 1973 Absd BGB verwiesen ist? sich in den 
Grenzen halten? die durch Sinn und Zweck der beschränk­
ten Haftung des Übernehmers gezogen sind3 Hach der stän­
digen Rechtsprechung des Reichsgerichts (RGZ 699283;
137?50; 139,199) beruht die Vorschrift des § 419 BGB auf 
dem deutschrechtlichen Gedanken? daß die Schulden eine 
Last des Vermögens bilden» Das Gesetz will? daß da? wo 
die Vermögensmasse-geblieben ist? die die natürliche 
Grundlage des einem Schuldner gewährten Kredits gebil­
det hat? auch die Befriedigung von dem Gläubiger gesucht 
werden kann» Die Haftung des Übernehmers beschränkt sich 
daher nach § 419 Abs»2 BGB auf den Bestand des übernomme­
nen Vermögens und die ihm aus dem Vertrage zustehenden 
Ansprüche« Die ent sprechende Anv/endung der für die Haf­
tung des Erben geltenden Vorschriften der §§ 1990? 1991 
BGB ergibt? wie das Reichsgericht in RGZ 157?50?52?.53 
ausgeführt hat? folgendess "Nach § 1975 BGB beschränkt 
sich die Haftung des Erben für die Nachlaßverbindlich­
keiten auf den Nachlaß? wenn eine Nachlaßverwaltung ange­
ordnet oder der Nachlaßkonkurs eröffnet ist» Sind solche 
Maßnahmen wegen Mangels an Masse nicht tunlich oder wer­
den sie aus diesem Grunde aufgehoben? so kann der Erbe 
nach § 1990 BGB die Befriedigung eines Nachlaßgläubigers 
insoweit verweigern? als der Nachlaß nicht ausreicht *
Der Erbe ist dann aber verpflichtet? den Nachlaß zum 
Zwecke der Befriedigung des Gläubigers im Wege der Zwangs­
vollstreckung herauszugebeno Der Beschränkung der Haf-
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tung des Erben entspricht die beschränkte Haftung des 
Übernehmers eines Vermögens nach § 419 BGB» Darin, daß 
der Schuldner die Haftung auf die von dem Sondervermögen 
noch vorhandenen Gegenstände bei der vom Gläubiger be­
triebenen Zwangsvollstreckung beschränken kann, liegt das 
Wesen der auf ein bestimmtes Sondervermögen sich beschrän­
kenden Haftung» Demzufolge kann der Übernehmer eines Ver­
mögens bei der Zwangsvollstreckung den Gläubiger auf die 
Bestandteile des übernommenen Vermögens verweisen» V/ill 
er darüber hinaus die Befriedigung des Gläubigers mit 
der Begründung verweigern, daß das übernommene Vermögen 
nicht ausreiche, so muß er dieses Vermögen zum Zwecke 
der Befriedigung des Gläubigers im Wege der Zwangsvoll­
streckung herausgeben» Diese Herausgabe bedeutet das Ge­
schehenlassen der Zwangsvollstreckung in die zum Sondei^- 
vermögen gehörenden Gegenstände" * Bei der Haftung des 
Übernehmers aus § 419 BGB kann, so führt das Reichsge­
richt aaO 3»55 weiter aus, die vom Gesetz angeordnete 
Herausgabepflicht nicht etwa allgemein dadurch besei­
tigt werden, daß der Wert des einzelnen Gegenstandes 
ermittelt und die Pflicht zur Erstattung des V/ertes an 
die Stelle der Herausgabepflicht gesetzt wird (ebenso
RGZ 139?199?205)*

Es liegt also im Wesen der Haftung des Übernehmers 
nach § 419 BGB, daß er grundsätzlich nur mit dem Bestände 
haftet, den er übernommen hat, und daß er sich darauf 
berufen kann, er brauche nur das Übernommene im Wege der 
Zwangsvollstreckung an die Gläubiger herauszugeben» Dar­
aus ist im Schrifttum gefolgert worden, .daß die-Haftung 
des Übernehmers sich zwar auch noch auf den Erlös über­
nommener Vermögensgegenstände erstreckt nicht aber auch 
auf die Einkünfte des Übernehmers aus einem übernommenen 
Geschäft (vgl«, Schmidt, "§ 419 BGB und unpfändbare Ge­
genstände" JW 1933;2734,2735)o Ob dieser Rechtsauffas­
sung hinsichtlich der Einkünfte, die der Übernehmer aus



einem übernommenen Geschäft gezogen hat, grundsätzlich 
oder mit Ausnahmen beizutreten ist, kann bei dem hier 
zu beurteilenden Sachverhalt dahingestellt bleiben«, Denn 
es kann der Auffassung des Berufungsgerichts schon aus 
anderen Erwägungen nicht zugestimmt werden»

Die Güterverkehrsgenehmigungen, deren Höchstzahl 
nach § 9 Abs»l des Güterkraftverkehrsgesetzes (GüICG) vom 
17o Oktober 1952 (BGBl I 697) von dem Bundesminister für 
Verkehr mit Zustimmung des Bundesrates unter Berücksich­
tigung des öffentlichen Verkehrsbedürfnisses und der Ver­
kehrssicherheit auf den Straßen festgesetzt und auf die 
Länder aufgeteilt wird, werden gemäß § 11 des Gesetzes 
dem Unternehmer, welcher die in § 10 festgelegten Vor­
aussetzungen, u.a0 Zuverlässigkeit, fachliche Eignung 
und Leistungsfähigkeit des Betriebes, erfüllt» für be­
stimmte Kraftfahrzeuge erteilt» Sie sind nach § 11 Satz 3 
GüICG nicht -übertragbar und gehen gemäß § 19 dieses Geset­
zes auch nicht auf den Erben über, müssen diesem vielmehr 
neu erteilt werden» Auch bei der Übertragung eines Unter­
nehmens im ganzen müssen die Genehmigungen 'dem Übernehmer 
im vorgeschriebenen Verfahren neu erteilt werden (Dritte 
Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Güterkraftverkehrs­
gesetz vom 30» Juli 1953 Nr»4, VkBl 1953,302)» In diesem 
Falle können gemäß § 9 Abs»2 Satz 2 GüKG lediglich die 
nach Absatz 1 festgesetzten Höchstzahlen überschritten 
werden* wenn die Dauer der Genehmigung nicht über die 
Dauer der ursprünglich erteilten Genehmigung erstreckt 
wird» Eine solche Genehmigung gibt ihrem Präger ein per­
sonengebundenes subjektiv öffentliches Recht (BGH Urt» 
vom 10» November 1954 - VI ZR 197/53 - S»6?7 mit Nach­
weisen, VRS 8*100,101)» Die "Übertragung" einer Geneh­
migung auf einen anderen kann, wie in dieser Entschei­
dung ausgeführt wird, ,nicht anders vor sich gehen, als 
in der Form einer Neuerteilung der Genehmigung für den 
Nachfolger» Die Genehmigungen entziehen sich ihrer Natur



nach jeglichem Zwangszugriff. Sie sind also und das ist 
entscheidend auch bei dem sogenannten Nachfolger im Be­
trieb einer Zwangsvollstreckung entzogen«» Wenn der Schuld­
ner Würbach drei Verkehrsgenehmigungen im Wege einer Be­
teiligung des Klägers an einem «ruhenden Unternehmen« die­
sem überlassen hat* indem solche Übertragung des Unter­
nehmens zu einer entsprechenden Erteilung von drei Ver- 
kehrsgenehmigungen für dem Kläger gehörende Fahrzeuge 
geführt hat, so handelte es sich dabei rechtlich geseheh 
um die Aufgabe personengebundener subjektiv öffentlicher 
Rechte und die Ermöglichung* daß dem Kläger entsprechen­
de Genehmigungen für andere bestimmte Fahrzeuge* die Y/ür- 
bach nicht gehört hatten* neu erteilt worden sind«,

Der Urteilsvorbehalt der beschränkten Haftung auf 
den Bestand des übernommenen Vermögens und die dem Über­
nehmer aus dem Vertrag zustehenden Ansprüche erlaubt dem 
Kläger* sich gegenüber dem Zugriff der Beklagten darauf 
zu berufen; daß diese Genehmigungen auch in seiner Hand 
nicht pfändbar sind und deshalb nicht zum Zwecke der Zwangs 
Vollstreckung herausgegeben werden müssen. Jedenfalls in 
einem solchen Falle kann nicht gesagt werden* daß der «Über 
nehmer« verpflichtet sei* das ihm «überlassene« in Wirk­
lichkeit neu entstandene höchstpersönliche Recht im Interes 
se der Gläubiger desjenigen zu erhalten und zu nutzen* der 
durch Aufgabe von Genehmigungen diesen Rechtserwerb er­
möglicht hat«, Somit erstreckt sich die Haftung des Klä­
gers weder auf den Vermögenswert der Genehmigungen noch 
auf das* was er durcn^fusnutzung der drei Genehmigungen 
wirtschaftlich gesehen gewonnen haben mag. Infolgedessen 
kommt es auch nicht darauf an, was der Kläger* abgesehen 
von dem an q f l i  gezahlten Entgelt von 12 000 DM* sonst 
noch aufgewendet hat* um auf Grund und im Rahmen der Gü- 
terverkehrsgenehmigungen einen Gewinn erzielen zu können.
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Da nach den Feststellungen des Berufungsgerichts 
sonstiges Vermögen, auf das die Beklagte im Wege der 
Zwangsvollstreckung hätte Zugriff nehmen können, nicht 
übernommen worden ist, muß der Kläger mit seiner Ein­
wendung, daß das gepfändete Guthaben nicht zu dem Be­
stand des übernommenen Vermögens gehört und auch nicht aus 
einem ihm zustchenden Anspruch1 im Sirr-o.des § 419jAbOo2 BGB 
herrührt, Erfolg haben« Deshalb kann dahingestellt blei­
ben, in welchem Umfange der Vermögensübernehmer in anders 
gelagerten Fällen, in welchen zur Befriedigung der Gläu­
biger im Wege der Zwangsvollstreckung geeignete Gegen­
stände übernommen worden sind oder übernommenes Vermögen 
in Geld umgesetzt worden ist, zur Herausgabe des Erlöses 
oder Gewinnes, der durch Einsatz übernommenen Vermögens 
erzielt worden ist, verpflichtet sein mag«

Wenn der erkennende Senat in seinem Urteil vom 
18c Dezember 1956 - VIII ZR 26/56 - S«26 - LM § 419 Nr08 - 
die Auffassung des Berufungsgerichts gebilligt hat, daß 
der Übernehmer eines Vermögens, - der durch seine Gebahrung 
mit diesem die Befriedigung eines Gläubigers aus dem 
Vermögen schuldhaft vereitelt, diesem wie ein Beauftragter 
verantwortlich sei, ohne seine Haftung auf das übernomme­
ne Vermögen beschränken zu können, so ist damit nicht 
ausgesprochen, daß der Vermögensübernehmer das übernomme­
ne Vermögen als Sondervermögen wie ein Beauftragter im 
Interesse von Gläubigem seines Hechtsvorgangers zu nut­
zen habe und den Gläubigern sogar hierdurch erzielten Ge­
winn wie ein Hachlaßverwalter herauszugeben habe« Dicoe 
Entscheidung steht deshalb dem hier gewonnenen Ergebnis 
nicht entgegen«. Dieses entspricht auch dem durch § 419 
BGB verfolgten Zweck und der Billigkeito Die Genehmigung­
gen bilden lediglich eine Voraussetzung für die Ausübung 
der durch sie zugelassenen Erwerbstätigkeit« Obwohl der 
Kläger wegen ihrer Unübertragbarkeit nicht in der Lage 
und auch nicht dazu verpflichtet ist, die Genehmigungen 
im Wege der Zwangsvollstreckung an die Beklagte heraus-
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zugeben, wäre er nach der Auffassung des Berufungsgerichts 
dazu gehalten, sie im Interesse der Gläubiger dessen, 
der ihm den Erwerb der Genehmigungen durch Aufgabe sol­
cher Rechte ermöglicht hat, zu nutzen« Der Gläubiger hat 
aber, wie das Reichsgericht u,a, in RGZ 70,226,230 her­
vorgehoben hat, kein Recht zu verlangen, daß der Schuld­
ner seine Erwerbstätigkeit in einer solchen Art und V/eise 
ausübe, daß es dem Gläubiger ermöglicht werde, die Hand 
auf die Früchte dieser Tätigkeit zu legen« Dazu kommt, daß 
die Beklagte, würde der Kläger die Güterverkehrsgenehmi- 
gungen nicht erhalten haben, sich in keiner besseren Lage 
befinden würde« Zwar hätte sie, soweit der Schuldner Wür- 
bach in Ausnutzung ihm erteilter Genehmigungen noch einen 
Gewinn hätte erzielen können, diesen möglicherweise im 
Wege der Zwangsvollstreckung ergreifen können« Sie hatte ab 
aber keinerlei Anspruch darauf, daß ihr Schuldner eine 
derart gewinnbringende Tätigkeit ausübte«

Ille Eine Haftung des Klägers mit seinem persönlichen 
Vermögen ergibt sich auch nicht aus anderen gründen«
Die Beklagte hatte zwar in den beiden Tatsacheninstan­
zen geltend gemacht, der Kläger könne sich auf die Un­
zulässigkeit der Zwangsvollstreckung in sein Geschäfts­
guthaben auch deshalb nicht berufen, weil er bei der 
"Veräußerung” der Genehmigungen mit zusammen­
gewirkt habe, um die Befriedigung der Beklagten zu ver­
hindern, außerdem hafte er aber auch aus § 28 HGB, 
weil er durch den Vertrag vom 1« Januar 1954 als per­
sönlich haftender Gesellschafter in des damals aller- 
.dings ruhende Unternehmen des Schuldners einge­
treten sei« Der Berücksichtigung dieses Vorbringens
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steht jedoch hinsichtlich des Teilbetrages, aus dem 
die Beklagte vollstreckt hat, die Rechtskraft des 
Urteils im Vorprozeß entgegen«» Das Vorbringen war 
bereits Gegenstand der Entscheidung jenes Verfah­
rens« Sie ist dahin zu verstehen, daß der Kläger nur 
aus § 419 BGB hafte und nicht auch weitergehend aus 
anderen im Vorprozeß geltend gemachten Gründen« Dies 
ergibt sich aus der Urteilsformel. in Verbindung mit 
den Entscheidungsgründen des Urteils« Darin ist aus­
geführt, daß das Landgericht den Sachverhalt unter 
dem Gesichtspunkt anderer Haftungsgründe geprüft, 
aber eine Haftung des.Klägers nur aus § 419 BGB für 
begründet erachtet hat« Es hat deshalb den Kläger zur 
Zahlung unter dem von ihm beantragten Vorbehalt ver­
urteilt, ohne allerdings im übrigen hinsichtlich des 
weitergehenden.Anspruchs die Klage in der Urteilsfor­
mel ausdrücklich abzuweisen« Dies hat es als nicht 
notwendig bezeichnet, jedoch bei der auf § 92 ZPO ge­
gründeten Kostenentscheidung berücksichtigt, daß die 
damalige Klägerin nicht in vollem Umfange obgesiegt 
hat« Deshalb ist die Entscheidung im Vorprozeß dahin 
auszulegen und dahin zu verstehen, daß die jetzige 
Beklagte mit ihrem weitergehenden Anspruch abgewie­
sen worden ist« Daraus folgt für das vorliegende Ver­
fahren, daß ihr die Möglichkeit genommen ist, sich 
gegenüber dem Klagebegehren einredeweise auf eine 
unbeschränkte Haftung des Klägers zu berufen«

IV« Zusammenfassend ergibt sich, daß dem Klageantrag 
entsprochen werden muß« Deshalb wsv das angefochtene 
Urteil aufzuheben und das Urteil des Landgerichts auf 
die Berufung des Klägers dahin abzuändern, daß die
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durch Pfändungs~ und Überweisungsbeschluß des Amtsge­
richts Krefeld vom 30* Oktober 1956 betriebene Zwangs­
vollstreckung in das Guthaben des Klägers bei der Stadt­
sparkasse K H K  unzulässig ist»

Pie Kostenentscheidung beruht auf § 91 ZPO«. 

proGroßmann Artl ProSpieler Pr„Mezger Pr«Messner
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